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Erster Teil 

Die Bedeutung des Aquivalenzprinzips 
für die Staatsfinanzierung 



§ 1 Das Spannungsfeld des Äquivalenzprinzips 
in der Staatsfinanzierung 

A. Staatsfinanzierung und Staatsverständnis 

Die Wahl der Finanzierungsweise zählt zu den Grundlagenentscheidungen über 
Ziele und Methoden des staatlichen Handelns1 . Mit ihr wird eine der wichtigs-
ten Rahmenbedingungen für politische Willensbildungsprozesse festgelegt. Wie 
und von wem der Staat finanziert wird2 , bestimmt über seine Legitimität mit. 
Was sie dem Einzelnen als Abgaben abverlangen und wie und wofür sie die da-
raus erzielten Einnahmen einsetzen, ist von wesentlicher Bedeutung für Akzep-
tanz und Handlungsmöglichkeiten öffentlicher Gemeinwesen. Wird mit Staats-
reform die Neubewertung der Rolle des Staates und mit Regierungs- und Ver-
waltungsreform die Neuordnung der staatlichen Leistungsfähigkeit gemeint3 , 
so nimmt die Regelung der Finanzierung der staatlichen Tätigkeit auch dafür 
eine Schlüsselstellung ein, indem sie das Rollenverständnis des Staates mitge-
staltet und seine Leistungsfähigkeit elementar mitbestimmt. 

Die Staatsfinanzierung ist mit der Frage nach gesellschaftlicher Gerechtigkeit 
eng verbunden, denn sie verteilt unter Beanspruchung herausgehobener, hoheit-
licher Befugnisse in großem Umfang Güter, die in der Regel knapp und nur 
unter Anstrengungen zu erwerben sind4. In der Auseinandersetzung um die 
Staatsfinanzierung ist deshalb die unmittelbare Berufung auf die Gerechtigkeit 
besonders verbreitet. So fällt es auf, dass das mit dem Wort Gerechtigkeit sonst 
sparsam umgehende Bundesverfassungsgericht es gerade in Bezug auf die Abga-
benerhebung ausdrücklich verwendet5 . Darüber, dass jeder in gerechter Weise 
an der Staatsfinanzierung beteiligt werden soll, besteht Einigkeit - nicht aber 
darüber, was in diesem Zusammenhang als gerecht gelten soll. 

1 Vgl. P. Kirchhof, Verfassungsmaßstäbe eines vereinfachten, freiheitlichen Steuerrechts, in: 
P. Bornfelder (Hrsg.), Steuergerechtigkeit durch Steuervereinfachung, 1997, S. 23. 

2 Mit dem Ausdruck Staatsfinanzierung wird hier und im Folgenden keine Ausgrenzung von 
Kommunal- oder Sonderbudgets verbunden. 

3 G. F. Schuppert, Verwaltungswissenschaft, 2000, S. 918. 
4 Vgl. K. Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. 1, 2. Aufl. 2000, S. 239. 
5 Darauf weist H.-W. Arndt, Diskussionsbeitrag, in: M. Oldiges (Hrsg.), Abgabenrechtliche 

Verhaltenssteuerung im Umweltrecht, 2000, S. 133 hin. So ist nach BVerfGE 97, 332 (346) - Ein-
kommensabhängige Kindergartengebühr - , »Abgabengerechtigkeit« geboten und muss nach 
BVerfGE 82, 60 (89) - Existenzminimum - die Besteuerung in vertikalem Verhältnis »dem 
Gerechtigkeitsgebot genügen«. 
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Welchen Beitrag darf der Staat von den Bürgern einfordern und bei welcher 
Gelegenheit soll er es tun? Die Antworten gehen spontan in zwei Richtungen: 
Die einen werden vorschlagen, dies allein davon abhängig zu machen, wie 
belastbar der Einzelne ist und welcher Beitrag ihm deshalb zuzumuten sei. Die 
anderen werden ebenso spontan zuerst auf die Frage abstellen, welche Erfolge 
denn mit den Einnahmen erzielt werden sollen und welcher zu erwartende 
Nutzen also die Belastung rechtfertige. Diese beiden alltagsgebräuchlichen 
Gerechtigkeitsvorstellungen geben im Kern bereits diejenigen Prinzipien der 
Abgabenbemessung wieder, die auch in der Wirtschafts- und der Rechtswissen-
schaft am häufigsten genannt und in der politischen Praxis am häufigsten vertre-
ten werden: Der erste Vorschlag entspricht dem Leistungsfähigkeitsprinzip, der 
zweite dem Äquivalenzprinzip. 

Wird die Frage auf die Instrumente der Staatsfinanzierung bezogen, führt sie 
zu einer ähnlichen Gegenüberstellung, die eine einprägsame Formulierung als 
Kontroverse zwischen Steuerstaat und Gebührenstaat gefunden hat6. Dabei 
werden Steuer und Gebühr weniger wegen ihrer Unterschiedlichkeit als Abga-
benformen im juristischen Sinne, sondern im Wesentlichen zur Veranschauli-
chung zweier Finanzierungsmodi für öffentliche Aufgaben angeführt: Der 
Gebührenstaat steht für eine Staatsfinanzierung durch Entgelte7, während für 
den Steuerstaat der Charakter der Steuer als Zwangsabgabe ohne individuelle 
Gegenleistung entscheidend ist8. Der Gebührenstaat steht der Vorstellung einer 
Gegenseitigkeitsbeziehung zwischen Staat und Bürgern nahe, zu deren Nega-
tion hingegen der Steuerstaat tendiert. 

In der grundsätzlichen Unabhängigkeit der Ausgaben- von der Einnahmen-
entscheidung liegt die gewünschte Qualität einer steuerstaatlichen Organisati-
onsweise. Sie sichert staatliche Entscheidungsspielräume und kommt der effek-
tiven Budgethoheit zugute. O b für eine Aufgabe ein gebührenstaatlich-partiku-
läres Finanzierungsmodell eingerichtet oder ob die Last aus dem allgemeinen 
Steueraufkommen getragen wird, ist zugleich eine Frage der Abgrenzung zwi-
schen Globalfinanzierung als Gemeinlast und Spezialfinanzierung als Sonder-
last. Sie zwingt den Staat dazu, den Personenkreis derjenigen abzustecken, die 
für die Finanzierung der jeweiligen Aufgabe solidarisch einstehen sollen, und 
zu bestimmen, welches Maß an Beiträgen dazu als gerecht angenommen werden 
soll. Bei der Steuer wird dies durch die Steuertatbestände und -tarife und dabei 

6 U. Sacksofsky/J. Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, 2000, zusammen-
fassender Bericht: P. Heibig, Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat? Der Staat als »all-inclusive« 
Club oder »ä la carte«-Veranstaltung? DVBl. 1999, S. 688. 

7 H. Grossekettler, Steuerstaat versus Gebührenstaat: Vor- und Nachteile, in: U. Sacksofsky/ 
J. Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, 2000, S. 24 (25 f.). 

8 Was jeweils genau mit Steuern und Gebühren gemeint ist, wird hingegen uneinheitlich auf-
gefasst, was auf der Unterschiedlichkeit der Zwecke basiert, für welche die Definitionen 
gebraucht werden. Insbesondere stellen die rechtswissenschaftlichen Definitionen stärker 
auf formale Aspekte ab als die wirtschaftswissenschaftlichen, s. zu den juristischen und ökono-
mischen Steuerbegriffen S. Homburg, Allgemeine Steuerlehre, 2. Aufl. 2000, S. 3, und zu den 
juristischen und ökonomischen Gebührenbegriffen P Bohley, Gebühren und Beiträge, 1977, 
S. 10-15. 
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prinzipiell im Sinne der Auferlegung einer Gemeinlast der jeweiligen Gebiets-
körperschaft beantwortet. Der soziale Lastenausgleich vollziehe sich, so heißt 
es, nur innerhalb des gesamten Staatsverbandes über das Medium der Gemein-
last9. In einem »Gebührenstaat« würde die Lastengerechtigkeit hingegen im 
Zusammenhang mit der zu erbringenden Leistung gesehen. Die Frage, ob die 
Staatsfinanzierung durch Steuern oder andere Mittel erfolgen soll, bezieht sich 
somit zwar zunächst nicht unmittelbar auf die Bestimmung von Herrschafts-
träger oder Herrschaftsziel, sondern auf die Wahl der Herrschaftsinstrumente10. 
Die in ihr zugleich angelegte Auseinandersetzung mit Lastengleichheit, Frei-
heitlichkeit, Rechtsstaat, Sozialstaat und Demokratie macht aber nachvollzieh-
bar, warum der Steuerstaat gleichwohl als »neben den ausdrücklich gewähr-
leisteten Verfassungsstrukturen [...] eigenständige Staatsform«n im Gespräch 
ist. 

Dass in der Diskussion über Leistungsfähigkeitsprinzip und Aquivalenzprin-
zip und über Steuerstaat und Gebührenstaat ein zentraler Schauplatz des grund-
sätzlichen Nachdenkens über die Gestaltung der Staatsfinanzierung liegt, 
beruht somit auf der Unterschiedlichkeit der jeweils mit ihnen verbundenen 
akzeptanz- und legitimitätsstiftenden Ideen. Das bringt gleichermaßen Weichen 
stellende wie praktisch bedeutsame Rechtsfragen mit sich und fordert die wis-
senschaftliche Betrachtung heraus. 

B. Das Äquivalenzprinzip als Thema der Untersuchung 

I. Der Forschungsbedarf im Staatsfinanzierungsrecht 

Die Anstrengungen um die juristische, insbesondere auch justizielle Durchdrin-
gung der systembildenden Fragen der Staatsfinanzierung haben sich in jüngster 
Zeit wesentlich verstärkt12, denn »an der Tatsache, dass unser Abgabensystem 
unbefriedigend ist, besteht kein Zweifel.«13 Die rechtlichen Auseinandersetzun-
gen werden zusätzlich angetrieben durch die oftmals als angespannt beschrie-
bene Lage der öffentlichen Haushalte, die auch die Finanzbeziehungen der 
Hoheitsträger untereinander sowie den Einsatz nicht-steuerlicher Finanzie-
rungsformen zunehmend in den Mittelpunkt des rechtlichen Interesses gerückt 

9 J. Isensee, Steuerstaat als Staatsform, in: R. Städter/W. Thieme (Hrsg.), FS f. H. P. Ipsen 
zum 70. Geburtstag, 1977, S. 409 (432 f.). 

10 Vgl. W. Heun, Die Entwicklung des Steuerstaatskonzepts in theoretischer und tatsächli-
cher Hinsicht, in: U. Sacksofsky /J. Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, 
2000, S. 10(11). 

11 J. Isensee, Steuerstaat als Staatsform, in: R. Städter/W. Thieme (Hrsg.), FS f. H. P. Ipsen 
zum 70. Geburtstag, 1977, S. 409 (436) (kursive Hervorhebung nicht im Original). 

12 Die Feststellung eines weitaus überwiegenden Desinteresses von Steuerrechtlern für 
Fragen der Steuergerechtigkeit gehört wohl ebenfalls der Vergangenheit an, so jedenfalls K. 
Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. 1, 2. Aufl. 2000, S. 252 f. 

13 P. Bareis/T. Elser, Anforderungen an Lenkungssteuern und Beurteilung der »ökologi-
schen Steuerreform« aus ökonomischer Sicht, DVBl. 2000, S. 1176 (1180). 



B. Das Äquivalenzprinzip als Thema der Untersuchung 5 

hat1 4 . Als Folge von Neugewichtungen der mit den Instrumenten und Ver-
fahren des öffentlichen Finanzwesens verbundenen Ziele kursieren auf der 
einfachrechtlichen Ebene stets neue Ideen der Abgabengestaltung. Die Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts sorgt für Bewegung, indem sie einer-
seits neue Lösungshinweise gibt und andererseits durch entwicklungsoffene 
Formulierungen neue Fragen aufwirft15 . Insbesondere die nicht-steuerlichen 
Abgaben, deren gestalterisches Potential zunehmend entdeckt wird, sind verfas-
sungsrechtlich nicht länger zu vernachlässigen16. Verstärkte Aufmerksamkeit 
gebührt zudem den mit der Verwendung des Abgabenaufkommens, also der 
Ausgabenseite zusammenhängenden Fragen, die lange Zeit zu wenig beachtet 
wurden1 7 . 

I I . D e r Forschungsbedar f zu den Prinzipien der Staatsf inanzierung 

Das gegenwärtige Staatsfinanzierungsrecht gilt als zu kompliziert und als syste-
matisch nicht konsequent genug. Dies gefährdet die Einsehbarkeit der Belas-
tung für die Zahler, folglich die Akzeptanz des Staatsfinanzierungssystems und 
mit seiner Akzeptanz auch seine Wirksamkeit1 8 . 

Die Prinzipienschwäche berührt darüber hinaus den Rechtsstaatsgedanken: 
Der Rechtsstaat ist eine Rationalisierungsform des öffentlichen Lebens, die 
»Geformtheit , Verstehbarkeit, Übersichtlichkeit und Klarheit« als Grundlage 
einer bewussten, verantwortlichen und tätigen Anteilnahme an den öffentlichen 
Angelegenheiten und Grundbedingung des freien politischen Lebensprozesses 
in der Demokratie vermittelt19 . An dieser grundlegenden Qualitätsanforderung 
orientieren sich die Gesetzgeber bei Finanzierungsnormen oftmals nur auffal-
lend nachrangig. 

Unbefriedigend ist dies auch deshalb, weil Wandel und Innovation wesent-
lich auf die Erneuerung gerade der Strukturen angewiesen sind20. Dafür ist die 

14 H.-G. Henneke, Öffentliches Finanzwesen, Finanzverfassung, 2. Aufl. 2000, Vorwort; 
M. Quaas, Kommunales Abgabenrecht, 1997, Vorwort. 

15 Vgl. etwa (für den Bereich der nicht-steuerlichen Abgaben) die Entscheidungen zur 
Grundwasserabgabe, BVerfGE 93, 319, zur nach dem Elterneinkommen gestaffelten Kinder-
gartengebühr, BVerfGE 97, 332, und zum generativen Pflegeversicherungsbeitrag, BVerfGE 
103, 242, sowie (für den Bereich der Steuern) zur Vermögensteuer, BVerfGE. 93, 121. 

16 C. Trzaskalik, Inwieweit ist die Verfolgung ökonomischer, ökologischer und anderer 
öffentlicher Zwecke durch Instrumente des Abgabenrechts zu empfehlen? in: DJT 63 (2000), 
S. E 5 (120); M. Jestaedt, Staffelgebühren im Steuerstaat, DVB1. 2000, S. 1820 (1823 f.). 

17 P. Selmer/C. Brodersen, Die Verfolgung ökonomischer, ökologischer und anderer 
öffentlicher Zwecke durch Instrumente des Abgabenrechts - Verfassungsrechtliche Grundfra-
gen DVBl. 2000, S. 1153 (1165). 

18 Vgl. D. Birk/R. Eckhoff, Staatsfinanzierung durch Gebühren oder Steuern: Vor- und 
Nachteile aus juristischer Perspektive, in: U. Sacksofsky/J. Wieland (Hrsg.), Vom Steuerstaat 
zum Gebührenstaat, 2000, S. 54 (58). 

19 K. Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts des Bundesrepublik Deutschland, 20. Aufl. 
1995, Rdnr. 190. 

20 Zu diesem Zusammenhang im Rahmen von Staats- und Verwaltungsreform G. F. Schup-
pen, Verwaltungswissenschaft, 2000, S. 979. 
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Besinnung auf Prinzipien ein wichtiges Steuerungsmittel, denn auf der Ebene 
der Grundsätze ist ein Konsens oftmals eher zu erzielen als auf der Ebene der 
einzelnen, bereits konkret spürbaren Finanzierungsentscheidungen. Kommt es 
in reformgeneigten Situationen tatsächlich zu Veränderungen, so gebührt der 
Frage, welchen Leitvorstellungen bei diesen Gelegenheiten der Weg zur Ver-
wirklichung geebnet wird, erst recht besondere Aufmerksamkeit. Die Ebene 
der Prinzipien ist wegen ihrer Vermittlerstellung zwischen systematischer und 
problemlösender Sichtweise des Rechts der Ort, an dem die juristische Dogma-
tik besonders deutlich ihre Funktion erfüllt, System und Problem miteinan-
der zu verknüpfen21. Diese Vermittlerstellung macht Prinzipien zugleich zur 
häufigen Grundlage für Verrechtlichungsprozesse, also für ein rechtskonformes 
Einfließen so genannter außerrechtlicher Aspekte in die geltende Rechtspra-
xis22. 

Es drängt sich somit insbesondere, aber nicht nur angesichts von Situationen 
der Unübersichtlichkeit und des Wandels auf, sich aus rechtswissenschaftlicher 
Sicht für die Grundsätze zu interessieren, die in der Rechtsentwicklung wirk-
sam werden, die zu ihrer Beschreibung und Bewertung beitragen und die mehr 
Verstehbarkeit, Geformtheit und Klarheit vermitteln könnten. Zu diesen 
Grundsätzen könnte das Äquivalenzprinzip gehören. 

III. Der Forschungsbedarf zum Aquivalenzprinzip 

1. Das Aquivalenzprinzip im hergebrachten juristischen Sprachgebrauch 

Wird in einem juristischen Zusammenhang vom Aquivalenzprinzip gespro-
chen, so ist damit meist ein Äquivalenzkriterium in einem engeren Sinne 
gemeint, nämlich ein ausgewogenes Verhältnis der beiderseitigen Transfers zwi-
schen Staat und Bürger, bezogen auf eine konkret-individuelle Gegenleistungs-
beziehung und, oft unausgesprochen, auf den Wert der Transfers als primären 
Maßstab der Ausgewogenheit. Das Äquivalenzkriterium wird oft zweifach 
negativ formuliert, das zu erfüllende Merkmal also im Nicht-Vorliegen eines 
Missverhältnisses der beiden Leistungen gesehen. Vorbild für den juristischen 
Sprachgebrauch vom Äquivalenzprinzip ist die Rechtsprechung zum Gebüh-
renrecht23. Demnach darf die Gebühr »nicht in einem Missverhältnis zu der von 

21 Vgl. P. Mastronardi, Juristisches Denken, 2001, Rdnrn. 845, 850, 859, 861, 871. 
22 Zur rechtlichen Prinzipienbildung auch als Vermittlungsprozess zwischen außerrechtli-

chen und rechtlichen Normen U. Volkmann, Solidarität - Programm und Prinzip der Verfas-
sung, 1998, S. 385. 

23 Ein anderer Anlass für juristische Äquivalenzüberlegungen in der verwaltungsrechtli-
chen Rechtsanwendungspraxis ist beispielsweise das Angemessenheitsgebot bei bestimmten 
verwaltungsrechtlichen Verträgen, vgl. § 56 Abs. 1 S. 2 VwVfG, § 11 Abs. 2 S. 1 BauGB, § 124 
Abs. 3 S. 1 BauGB. Die dabei erforderlichen Überlegungen ähneln den im Gebührenrecht vor-
kommenden, denn der Vertrag besteht den Angemessenheitstest nach der wohl überwiegend 
verbreiteten Interpretation nicht erst bei wirtschaftlicher Gleichwertigkeit der ausgetauschten 
Leistungen, sondern schon beim Nichtbestehen eines klaren Missverhältnisses, das unter 
Berücksichtigung ökonomischer Aspekte zu bestimmen ist, vgl. V. Schiette, Die Verwaltung 
als Vertragspartner, 2000, S. 482 f. 
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der Verwaltung erbrachten Leistung stehen«2 4 . Dies hat eine geringe Aussage-
tiefe und beschreibt einen nur relativ kleinen Bereich, in dem das Kriterium ein-
greift. Vergleicht man das Ergebnis einer 1973 veröffentlichten, umfassenden 
Analyse des Begriffsgebrauchs mit einer 2003 publizierten Zwischenbilanz zu 
demselben Gegenstand, so hat sich das Bild des Prinzips in diesem speziellen 
Verwendungszusammenhang seit längerer Zeit nicht durchgreifend gewandelt: 
Wurde 1973 festgehalten, das Äquivalenzprinzip in der gebührenrechtlichen 
Rechtsprechung sei inhaltlich unbestimmt2 5 und mit einem uferlosen Ermes-
sensspielraum versehen26 , so konstatiert eine Kommentierung dreißig Jahre 
später eine »zunehmende Verwässerung« des Äquivalenzprinzips im Gebüh-
renrecht bis hin zur »völligen Konturlosigkeit«2 7 . Eine weiter gehende, nähere 
inhaltliche Spezifikation eines Aquivalenzprinzips ist mit diesem juristischen 
Sprachgebrauch vom Äquivalenzprinzip auch auf einer sachgebietsübergreifen-
den Ebene nicht verbunden. Es bleibt bei dem genannten, allgemein gehaltenen 
gemeinsamen Nenner von geringer Regelungstiefe. 

2. Das finanzwissenschaftliche Verständnis des Äquivalenzprinzips 
und der Gegenstand der Untersuchung 

In der auf die öffentlichen Finanzen bezogenen Teildisziplin der Wirtschafts-
wissenschaften, der Finanzwissenschaft, bestehen unterschiedliche Verständ-
nisse des Aquivalenzprinzips nebeneinander2 8 . Einer der Gründe für die Unein-
heitlichkeit liegt darin, dass das Äquivalenzprinzip hier nicht nur in deskripti-
ver oder eine (rechts-)positiv vorgegebene N o r m nachvollziehender Absicht 
verwendet, sondern vor allem als eigener normativer Vorschlag zur Erreichung 
bestimmter wirtschaftlicher Ziele in der Wirklichkeit diskutiert wird. Es liegt 
wegen dieser normativen Ausrichtung nahe, dass die sich mit dem Äquivalenz-
prinzip befassenden Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler jeweils unter-
schiedliche Vorzüge oder Nachteile herausstellen, unterschiedliche Schwer-
punkte setzen und eigene Zuschnitte des Prinzips entwickeln. Auch je nach 
wirtschaftswissenschaftlicher Theorie und Schule und je nach deren primärem 
Erkenntnisinteresse nimmt das Äquivalenzprinzip sehr unterschiedliche Plätze 
ein. So wird es von der Theorie der öffentlichen Güter und von der Konstituti-
onellen Ö k o n o m i k durchweg berücksichtigt, in der wohlfahrtsökonomischen 

24 So wörtlich BVerwGE 80, 36 (39) - Sondernutzungsgebühr für Verkaufswagen - , sinn-
gemäß ebenso die Beschreibung durch BVerfGE 83, 363 (391) - Krankenhausumlagefinanzie-
rung - . 

25 D. Wilke, Gebührenrecht und Grundgesetz, 1973, S. 251, 258. 
26 D. Wilke, Gebührenrecht und Grundgesetz, 1973, S. 271. 
27 H. Siekmann, in: M. Sachs (Hrsg.), GG, 3. Aufl. 2003, vor Art. 104a, Rdnr. 76. 
28 Vom Fehlen eines einheitlichen Verständnisses geht auch noch die jüngste grundlegende 

finanzwissenschaftliche Untersuchung zum Äquivalenzprinzip aus: B. Hansjürgens., Äquiva-
lenzprinzip und Staatsfinanzierung, 2001, S. 33. 
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Besteuerungstheorie, der Optimalsteuertheorie und der Steuerinzidenzlehre 
hingegen nicht grundsätzlich in die Betrachtung einbezogen29. 

Darüber, welche Grundelemente eine als Äquivalenzprinzip zu bezeichnende 
normative Aussage ausmachen, besteht aber eine weitgehend übereinstimmende 
finanzwissenschaftliche Vorstellung. Demnach besagt das Aquivalenzprinzip, 
dass die Leistung des Bürgers mit der Gegenleistung des Staates übereinstim-
men soll30. Der Beitrag der Einzelnen zur Finanzierung der staatlichen Leistun-
gen soll möglichst dem ihnen vom Staat verschafften Nutzen, dem realisierten 
Vorteil oder dem erreichten Grad an Interessenbefriedigung folgen31. Bei 
Anwendung des Äquivalenzprinzips werden also auch Verbindungen zwischen 
Nutzen und Kosten der staatlichen Leistung und Verknüpfungen der Einnah-
men- mit der Ausgabenseite des Haushalts geschaffen32. 

Diese Beschreibung des Äquivalenzprinzips deckt sich weitgehend mit dem 
Anwendungsbereich derjenigen Gestaltungen des öffentlichen Finanzrechts, 
die einleitend unter dem Ausdruck des Gebührenstaats benannt wurden33. Dies 
deutet darauf hin, dass eine Bezugnahme auf das Äquivalenzprinzip dazu bei-
tragen könnte, die erwähnten Phänomene konzeptionell zu beschreiben und zu 
begründen. Gleichwohl befindet sich die rechtswissenschaftliche Durchdrin-
gung der mit dem Äquivalenzprinzip verbundenen Fragen im Vergleich zum 
einschlägigen rechtspolitischen und wirtschaftswissenschaftlichen Diskussions-
stand im Rückstand. Allgemeine Darstellungen der Grundlagen des Staatsfinan-
zierungsrechts werden heute vorwiegend anhand der Abgabenarten, des Leis-
tungsfähigkeitsprinzips als dem Dreh- und Angelpunkt der Einkommensteuer-
last sowie der Haushaltsprinzipien aufgebaut, während das Äquivalenzprinzip 
selten als zentraler Gliederungspunkt und oft vergleichsweise randständig be-
handelt wird. 

Die Untersuchung möchte auf den so begründeten34 Forschungsbedarf rea-
gieren. Gegenstand der Arbeit sind deshalb die rechtlichen Möglichkeiten und 
Eigenschaften einer äquivalenzorientierten Finanzierung der Staatstätigkeit. 

IV. Das Aquivalenzprinzip als N o r m 

Das Thema der Untersuchung bezieht sich auf ein »Prinzip«. Prinzipien oder 
Grundsätze sind Normen. Sie haben Gebots- und Verpflichtungscharakter und 
dienen der Begründung von Entscheidungen. Insoweit unterscheiden sich Prin-

2 9 Vgl. B. Hansjürgens, Die Sicht des Äquivalenzprinzips in der Finanzwissenschaft, in: 
Akademie der Wissenschaften und der Literatur, Mainz (Hrsg.), Colloquia académica, G 1998, 
1999, S. 7-36, Übersicht S. 26. 

30 H. Zimmermann/K.-D. Henke, Finanzwissenschaft, 8. Aufl. 2001, S. 104; C. B. Blan-
kart, Öffentliche Finanzen in der Demokratie, 4. Aufl. 2001, S. 181; K. Reding/W. Müller, Ein-
führung in die allgemeine Steuerlehre, 1999, S. 32. 

31 B. Hansjürgens, Äquivalenzprinzip und Staatsfinanzierung, 2001, S. 1. 
3 2 Vgl. B. Hansjürgens, Aquivalenzprinzip und Staatsfinanzierung, 2001, S. 1 f., 33-37. 
3 3 S.o. §1 A(S . 3 f.) 
3 4 S. auch o. § 1 A (S. 3 f.) und B I - I I (S. 4 f.). 
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zipien nicht von Regeln als weiterer Art von Normen. Jedoch sind Regeln 
bereits anwendungsspezifisch bestimmt, während Prinzipien in ihrem Gel-
tungsanspruch oder ihrem Anwendungsbereich nur sehr allgemein spezifiziert 
sind. Während im Konfl ikt unterschiedlicher Aussagen von Regeln entschieden 
werden muss, ob die eine oder die andere Regel gilt (»Alles oder Nichts«) , kann 
von zwei konfligierenden Prinzipien im Einzelfall eines nach einer Abwägungs-
entscheidung zurücktreten, ohne dass dies seine Nichtgeltung bedeutet3 5 . Die-
ser Unterschied zur Regel liegt also im argumentationslogischen Stellenwert3 6 . 
Da es zur Konfliktlösung zwischen Prinzipien der Berücksichtigung ihres 
jeweils relativen Gewichts bedarf, gehört dieses zu den Eigenschaften eines 
Prinzips, während bei Regeln nur gefragt werden kann, wie wichtig sie sind3 7 . 
Eine Untersuchung des Äquivalenz/>rz«zz^s bezieht sich also auf Gründe, Mög-
lichkeiten und Grenzen einer Annäherung an seine Verwirklichung und auf sein 
Gewicht, nicht hingegen nur auf die Frage seiner »vollständigen« Verwirkli-
chung. 

In der rechtstheoretischen Auseinandersetzung ist weiter darauf aufmerksam 
gemacht worden, dass Prinzipien als Normen - ebenso wie Regeln - keine teleo-
logische, zielgerichtete Struktur hätten und die Unterscheidung zwischen Prin-
zipien und Regeln nicht mit der Unterscheidung zwischen N o r m e n und Ziel-
setzungen verwechselt werden dürfe3 8 . Ein normatives Prinzip wird befolgt, 
weil seine Befolgung das Gebot einer moralischen Dimension ist, einer Zielset-
zung wird hingegen wegen des Wunsches nach Verwirklichung des Ziels selbst 
nachgegangen3 9 . Mit dem Äquivalenzprinzip ist also nicht schon eine Zielset-
zung formuliert. Es gilt aber, auch die mit ihm verfolgten Zielsetzungen heraus-
zuarbeiten. 

Vor allem aus der Sicht von Güterabwägungsmethoden liegt es nahe, Prinzi-
pien als Optimierungsgebote zu verstehen, also als Gebote , die auf einen im 
Rahmen der rechtlichen und tatsächlichen Möglichkeiten möglichst hohen Ver-
wirklichungsgrad gerichtet sind4 0 . D e m wird zwar entgegengehalten, bei einem 
solchen Verständnis gehe der deontologische Geltungssinn von Prinzipien ver-
loren 4 1 . Aussagekräftig ist aber schon ohne Rücksicht auf diese Kontroverse 
jedenfalls die Erkenntnis, dass ein Prinzip innerhalb seines Anwendungsbe-
reichs stets nach seiner größtmöglichen Verwirklichung drängt, da es in eine 
Abwägung mit anderen Prinzipien gelangt und dadurch, zwangsläufig situati-
onsbezogen, ein relatives Gewicht erhält, das umso größer ist, je weniger 
gewichtig die anderen Prinzipien sind. Wird das Äquivalenzprinzip als mögli-
cher bereichsbezogener Grundsatz - der Staatsfinanzierung oder des öffentli-

35 R. Dworkin, Bürgerrechte ernstgenommen, 1990, S. 58 f. 
3 6 Vgl./. Habermas, Faktizität und Geltung, 1994, S. 255. 
37 R. Dworkin, Bürgerrechte ernstgenommen, 1990, S. 62. 
38 ]. Habermas, Faktizität und Geltung, 1994, S. 255. 
39 R. Dworkin, Bürgerrechte ernstgenommen, 1990, S. 55, 146. 
4 0 Für ein solches Verständnis R. Alexy, Theorie der Grundrechte, 1986, S. 75-77. 
41 J. Habermas, Faktizität und Geltung, 1994, S. 255. 
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chen Finanzrechts - gesehen, so bezieht sich im Übrigen auch sein Verwirkli-
chungsoptimum nur auf diesen Bereich. 

Die Frage, ob ein bestimmtes Prinzip als rechtliche N o r m besteht, kommt 
zur Klärung seiner Normstruktur hinzu. Das öffentliche Finanzrecht ist für den 
Einfluss wirtschaftlicher und politischer Vorstellungen, wirtschafts- und poli-
tikwissenschaftlicher Theorien und Modelle in besonderem Maße offen4 2 . Das 
trägt mit dazu bei, dass sich ein Ringen der unterschiedlichen Berufsgruppen 
um die Deutungshoheit auf diesem Gebiet beobachten lässt. Die Aufmerksam-
keit für die Frage, ob es den Beteiligten um Wünsche an das Recht oder um 
Aussagen über das geltende Recht geht, ist hier besonders gefährdet. Es wird 
sich erst bei den einzelnen Schritten der Untersuchung erweisen, inwieweit das 
Äquivalenzprinzip oder Teilgehalte von ihm unmittelbar rechtliche Bedeutung 
haben. Es kann sich insbesondere ebenfalls erst schrittweise herausstellen, 
inwieweit dem Äquivalenzprinzip ein übergreifender rechtsprinzipieller Cha-
rakter dadurch vermittelt wird, dass es als Strukturelement von sich mehr oder 
weniger weit erstreckenden rechtlichen Regelungszusammenhängen anzusehen 
wäre 4 3 . Die vorliegende Untersuchung setzt also nicht voraus, dass das Äquiva-
lenzprinzip im Sinne des Untersuchungsthemas als Rechtsprinzip besteht. Sie 
setzt andererseits auch keinen Vorrang eines außerrechtlichen Äquivalenzprin-
zips voraus, gegenüber dem das Recht nur noch die Aufgabe hätte, dieses recht-
lich »umzusetzen« oder zu »vollziehen«. Vielmehr sind außerrechtliche und 
rechtliche Aspekte des Äquivalenzprinzips in ihrer gegenseitigen Einflussbezie-
hung, aber unter strikter Beachtung ihrer unterschiedlichen Geltungsgrundla-
gen zu verstehen. 

C. Ziel und weiterer Gang der Untersuchung 

Die Studie soll die Grundlagen, Möglichkeiten und Grenzen der Anwendung 
des Äquivalenzprinzips bei der Staatsfinanzierung untersuchen, um einen 
rechtswissenschaftlichen Beitrag zu der Frage nach einer effektiven, gerechten 
und effizienten Finanzierung des öffentlichen Gemeinwesens leisten und 
anwendungsbezogene Erkenntnisse über das geltende Recht und seine Ent-
wicklungsperspektiven gewinnen zu können. Die Untersuchung soll zur wis-
senschaftlichen Innovation beitragen, indem sie einen Vorschlag für das Ver-
ständnis des Äquivalenzprinzips im Recht der Staatsfinanzierung unterbreiten 
und eine Vorstellung davon erschließen möchte, welche rechtlichen Probleme 
mit einer Verwirklichung des Äquivalenzprinzips typischerweise verbunden 

4 2 Vgl. in Bezug auf ein ebenfalls für wirtschaftswissenschaftliche und staatskonzeptionelle 
Vorstellungen »anfälliges« Gebiet von Rechtsnormen, nämlich die Regelungen über die Staats-
verschuldung: W. Höfling, Staatsschuldenrecht, 1993, S. 3-6. 

4 3 Prozesse der rechtlichen Implementierung neuer Prinzipien lassen sich derzeit nicht 
zuletzt im Umweltrecht beobachten, vgl. etwa BVerfCE 98, 106 (126): Verhältnis einer kom-
munalen Verpackungsteuer zur bundesgesetzlichen Konzeption der Vermeidung und Verwer-
tung von Einwegverpackungen »nach dem Kooperationsprinzip«. 
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